
so, daß die Kosten für sie möglichst nied-
rig liegen. Mit ihren Produkten drängen
sie auf viele Binnenmiirlae, von denen sie
die heimischen Produzenten verdrängen
und den westlichen Lebensstil einflihren.
Man denke z.B. an die "Coca-Cola und
Mac-Donald-Kultur". Nationale Regie-
rungen haben wenig Macht gegenüber
den international organisierten Konzer-
nen, sofern sie ihren Einfluß überhaupt
zur Geltung bringen wollen. Auch das
Streben nach einem offenen Binnenmarkt
im Rahmen der Europäischen Gemein-
schaft Jährt zu größerer Machtkonzentra-
tion von Unternehmen.

- Die Marktwirtschaft fällt aus sich her-
aus keine Werturteile. Das Urteil über
das, was, wie und für wen produziert
wird, überläßt sie dem individuellen Ge-
wissen des Unternehmers und dem Ermes-
sen des Staates, der dann eben regelnd
eingreifen muß. Das größte Zugeständnis
besteht in manchen Fällen darin, daß Un-
ternehmen sich bereiterklären, einen Ver-
haltenskodex zu akzeptieren: Lieferung
von Waffen und Giftgasen an ein Un-
rechtsregime ist möglich, es sei denn, ein
Staat greift ein. Eine gesellschaftliche
Verantwortung des Unternehmens ist
nicht Bestandteil des Systems, sie muß
von außen aufgezwungen werden.

- Wellenbewegungen im Wirtschaftsge-
schehen - die Konjunktur - sorgen für ern
ste und manchmal lang anhaltende Rezes

-
-

sionen mit hoher Arbeitslosigkeit. Sie wer-
den im gängigen Wirtschaftsdenken als
eine Art unabwendbares Naturgeschehen
angesehen.» (S. 35-37)

Mit dem Blick auf die Bibel, in der Jesus
kompromißlos feststellt: "Ihr könnt nicht
Gott dienen und dem Mammon" (Mt.
6,24), fordern die Verfasser, denen sich
im Rahmen einer vierjährigen Kampagne
unter dem Motto "Wirtschaft: eine Frage
des Glaubens" in den Niederlanden 73
kirchliche Vereinigungen angeschlossen
haben, eine Umkehr zum "Weg zu einer
anderen Wirtschaftsordnung". Dieses letz-
te Kapitel bedarf allerdings noch der ver-
tiefenden Diskussion. Die Verfasser selbst
verstehen ihren Glaubensbrief nämlich
nicht als abschließende Stellungnahme zu
den angesprochenen Problemen, sondern
als Anregung zum Gespräch, darüber,
"welche Schritte auf eine gerechtere und
nachhaltigere Ordnung möglich sind".

Nicht nur weil auch der Luxemburger Erz-
bischof nicht durch wirtschaftskritische
Hirtenbriefe auffällt, sondern auch weil
Stellungnahmen zum Wirtschaftssystem
viel kompetenter von Laienchristen formu-
liert werden können, wäre die Redaktion
eines "Glaubensbriefes über die Wirt-

schaft" im reichen Luxemburg mit seinen
bald 6000 Arbeitslosen, seinen 52% Aus-
ländern in der aktiven Bevölkerung, sei-,
nem (europäischen) Hang zur Privatisie-
rung wesentlicher Dienstleistungen in der

Gesellschaft, seiner Forderung nach Flexi-
bilisierung der Arbeitszeit, seinen fehlen-
den 1000 Mietwohnungen, seinen täglich
50 Übernachtungen im Obdachlosenhei-
men usw. vielleicht auch eine Christen-
pflicht, zur Erinnerung an jene Verantwor-
tung tragender Politiker, die sich im Na-
mes des C wählen lassen.

Die Autoren wären in bester Gesellschaft,
warnt doch auch Papst Johannes Paul II.,

seit dem Untergang des real existierenden
Sozialismus vor einem kapitalistischen
Triumphalismus. "Dafiir zeige der Kapita-
lismus zu viele Gebrechen, hier im Westen
und in den anrmen Ländern des Südens"
(S. 67).

"Ja, reden wir von Gott!", forderte Hd. im
LW an Heiligabend. Eine Kirche, die wie
die niederländischen Christen wieder von

Gott und seiner Solidarität mit den Schwa-
chen, bei uns und in den ar -n Ländern
redet, könnte wieder Gehör finden. Doch
kann sie glaubhaft von Gott reden, wenn
sie nicht zuerst als Gemeinschaft ihre
Rede formuliert und nach aussen trägt?

Die vernebelte Gefahr
Wiederholen sich die Folgen der deutschen Wärhungsunion in Europa

Die geplante Einführung einer Einheitswährung in der Europäischen Union läßt immmer wieder die Wellen hochschlagen. So
noch jüngst in Deutschalnd, wo die SPD sich kritisch dazu äußerte, aber auch in EU-Kreisen besteht keineswegs Einhelligkeit
über die Modalitäten eine Euro-Währung. Nur in Luxemburg scheint es Konsens darüber zu geben, daß eine Währungsunion
ausschließlich Vorteile bringt. Grund genug den folgenen Artikel aus Publik-Forum zu übernehmen, der die Frage etwas awn-
cierter angeht.

Das Thema ist bedeutend, doch die Dis-
kussion über eine Euro-Währung wird der

Bedeutung nicht gerecht. Da sind auf der

einen Seite die Politiker der Regierungs-
koal ition, allen voran Bundeskanzler Hel-
mut Kohl, die sich gar nicht erst mit dem
schnöden Pro und Contra einer W5 hrungs-
union befassen (wollen). Für sie ist die
Europa-Währung schlichtweg eine Konse-
quenz der politischen Union.

Nicht weniger emotional argumentieren
die Kritiker einer unbedachten Einfüh-

rung der Euro-Währung, darunter viele
Oppositionspolitiker. Die einen fürchten
den Import südeuropäischer Infla tionsra-
ten in die stabile Bundesrepublik - eine
Furcht, die weit übertrieben erscheint. Die
anderen sehen in dem Verlust der hei mi-
schen Währung einen Verlust von Heimat.

In dieser emotional aufgeheizten Diskus-
sion erscheint es fast unmöglich, über die
wirklichen Vorteile einer europäischen
Währungsunion zu diskutieren. Noch we-
niger Gehör findet, wer vor dem größt-

möglichen Risiko einer schnellen Einfüh-
rung der Euro-Währung warnt: daß sie in
Europa zu ähnlich dramatischen Folgen
beitragen könnte wie die schnelle Einfüh-
rung der DM in der ehe ligen DDR.

Eigentlich ist die Einführung einer Europa-
Währung auf der Grundlage einer europäi-
schen Währungsunion eine gute Idee -
dein eher national orientierten Zeitgeist
ganz zum Trotz. Daß die Touristen künf-
tig im Urlaub ohne Wechselstuben aus-
kommen, ist sicher einer der unwichtige-
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ren Aspekte. Bedeutsamer ist schon, daß
Unternehmen sich im Falle einer gemein-
samen Währung bei Lieferungen inner-
halb der europäischen Union nicht mehr
gegen Wechselkursrisiken absichern
sen; außerdem entfallen die Kosten für
den Umtausch von Währugen, von denen
außer den Banken niemand profitiert.
Noch bedeutsamer ist, daß eine gemeinsa-
me Währung endlich jenen Spekulanten
den Nährboden entziehen würde, die heu-
te jede noch so kleine Bewegung zwi-
schen den verschiedenen Währungen aus-
nutzen, um Währungen zu niedrigeren
Preisen zu kaufen und einige Tage später
zu etwas höherem Preis zu verkaufen. Spe-
kulanten wie George Soros scheuten nicht
davor zurück, auf diese Art ganze Zentral-
banken zu plündern - auf Kosten der Steu-
erzahler des entsprechenden Landes. Aus
sensibler deutscher Sicht spricht zudem
noch ein politpsychologischer Faktor für
eine gemeinsame Euro-Währung: Die DM
würde ihre faktische Funktion als Leitwäh-
rung verlieren, die in vielen, nicht so
mächtigen Mitgliedsländern der EU stän-
dig neue antideutsche Ressentiments ge-
deihen läßt.

Insofern gibt es durchaus gewichtige Ar-
gumente für die Schaffung einer Wäh-
rungsunion, den Aufbau einer europäi-
schen Zentralbank und die Einführung ei-
ner Euro-Währung. Wenig informiert wird
man allerdings darüber, daß der Erfolg
von Währungsunionen zwischen verschie-
denen Ländern von einer zentralen Grund-
bedingung abhängt: Das Niveau der Wirt-
schafts- und Lebensverhältnisse muß in
den beteiligten Ländern etwa gleich hoch
sein. Wenn die Arbeitnehmer verschiede-
ner Länder etwa gleich produktiv sind und
etwa gleich viel verdienen, gibt es für nie-
manden einen Nachteil, wenn alle ihre
Löhne plötzlich in der gleichen Währung
ausgezahlt bekommen.

Ganz anders sieht die Sache aus, wenn die
sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse
in den verschiedenen Ländern unterschied-
lich sind. In diesem Fall schützen nämlich
unterschiedliche Währungen die schlech-
ter entlohnten Arbeitnehmer wirtschaftlich
schwächerer Länder - und zwar nach fol-
gendem Mechanismus: Wenn ein Land
wirtschaftlich nicht konkurrenzfähig ist
und deshalb viel weniger in andere Under
exportiert, als es von diesen Ländern im-
portiert, dann sinkt der Wert der Währung
dieses Landes. Dies klingt nachteilig, hat
jedoch für dieses Land einen großen Vor-
teil: Da der Wert der Währung gesunken
ist,sind die Produkte aus diesem Land
nun im Ausland billiger und lassen sich
besser verkaufen. Obwohl das Land ei-
gentlich nicht konkurrenzfähig ist, kann
eine sinkende Währung zu wachsenden

Exporten und - dadurch - sogar zur Schaf-
fung von Arbeitsplätzen führen. Zum Bei-
spiel: Hätte man Ende der achtziger Jahre
vor der staatlichen Vereinigung - die Ost-
Mark als Währung in der ehemaligen
DDR belassen, dann hätte dies den ost-
deutschen Arbeitnehmern unter Umstän-
den geholfen. Aufgrund der mangelnden
Konkurrenzfähigkeit der DDR-Wirtschaft
hätte die Ost-Mark nämlich ständig an
Wert verloren - gleichzeitig wären Ost-
Produkte immer billiger geworden und
hätten sich vielleicht im Westen leichter
verkaufen lassen.

Die Einführung einer gemeinsamen Wäh-
rung in Regionen oder Länder mit völlig
unterschiedlichen Lohnstandards zerstört
dagegen den Schutzmechanismus, den
eine sinkende Währung zumindest kurzfri-
stig bietet - wie im Falle der deutsch-deut-
sehen Währungsunion geschehen. Von ei-
nem Tag zum anderen standen Ost-Arbeit-
nehmer mit geringeren Löhnen und
Ost-Unternehmer mit geringerer techni-
scher Ausstattung ungeschützt ihren gut
ausgerüsteten und kapitalstarken westli-
chen Konkurrenten gegenüber - die Folge
war ein wirtschaftlicher Kahlschlag in den
neuen Bundesländern. Die sozialen Fol-
gen dieser Entwicklung konnten anfangs
überhaupt nicht und später nur mühevoll
in Grenzen gehalten werden - und selbst
dies war nur möglich, weil die Bundesre-
gierung dreistellige Milliardensummen
aus dem Westen in den Osten überwies.

Die sofortige Einführung einer aro-Wäh-
rung in allen EU-Staaten könnte zu ähnli-
chen Entwicklungen führen: Dann stehen
nämlich schlechter entlohnte Arbeitneh-
mer und weniger produktive Unternehmer
aus Portugal, Spanien und Griechenland
ihren produktiven, weil technologisch gut
ausgerüsteten Konkurrenten aus dem hoch-

industrialisierten Norden ohne den Schutz-
mechanismus einer Währung gegenüber -
und in diesem Konkurrenzkampf werden
die Süd-Unternehmen verlieren. Diese
Entwickung könnte zu einer Zerreißprobe
für die europäische Union werden, denn
die Mitgliedsländer der EU stehen dann
vor zwei gleiche aßen brisanten Alterna-
tiven:

* Entweder sie gleichen die Unterschiede
zwischen reichen und armen Regionen
durch Milliarden-Subventionen aus - wie
in Deutschland. Dies dürfte jedoch große
Widerstände in den reichen Ländern pro-
vozieren - bis hin zu anti-europäischen
Emotionen.

* Oder aber man betrachtet die harte Be-
nachteiligung är rer Regionen als "not-
wendige Durststrecke", die übe	 nden
werden muß - dann riskiert 	 n harte anti-
europäische Emotionen in diesen Regio-
ne n.

Angesichts dieses Risikos wirkt das rein
politisch begründete Plädoyer von Helmut
Kohl für eine Euro-Währung reichlich
naiv.

Im Maastrichter Vertrag ist dieses Risiko
erkannt worden. Nur die geldwertstabilen
Staaten sind für die Währungsunion zuge-
lassen. Eine Zweiteilung der EU in stabile
und nicht-stabile Länder wird in Kauf ge-
nommen, um so den Einigungsprozeß vor-
anzutreiben. Frankreich, Deutschland und
Benelux sollen die Spitze bilden, die ande-
ren sollen später nachfolgen können. Al-
lerdings: Geldwert-Stabilität alleine a Is
Eitnrittskarte reicht nicht. Diese kann
auch die soziale Stabilität zerstören, die
ein Sozialstaat garantieren müßte.

Wolfgang Kessler
in: Publik-Forum, Nr, 22/17.11.1995
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